
MOTION Daniel de Roche / Christine Bulliard M 1097.10 

Änderung des Gesundheitsgesetzes (Art. 34) 
________________________________________ 

Zusammenfassung der Motion 

Mit ihrer am 19. Mai 2010 eingereichten und begründeten Motion (TGR S. 877) beantragen 
Grossrat Daniel de Roche und Grossrätin Christine Bulliard sowie 12 Mitunterzeichnende, 
dass im Gesundheitsgesetz vom 16. November 1999 (GesG) nicht nur die Prävention und 
die Betreuung abhängiger Personen, sondern auch die Überlebenshilfe und Massnahmen 
der Schadensminderung für chronisch Suchtkranke verankert werden. 

Daher schlägt die Motion die folgende Änderung von Artikel 34 Abs. 1 GesG vor: 

Art. 34 Suchtprävention 
a) Grundsatz 

1 Der Staat unterstützt die Projekte für die Prävention des Tabak- und Alkohol-
missbrauchs und weiterer Suchtformen sowie die Projekte für die Betreuung 
abhängiger Personen, insbesondere wenn sich ihr Zustand in Richtung einer 
chronischen Abhängigkeit entwickelt, dies in medizinischer als auch in sozialer 
Hinsicht. . 

2 Der Staatsrat bestimmt die Aufgaben und Kompetenzen der Institutionen des 
Gesundheitswesens, die diese Projekte im Rahmen der kantonalen Gesundheits-
förderungs- und Präventionspolitik durchführen. 

In ihrer Begründung machen die Urheber der Motion die folgenden Argumente geltend: 

- Am 30. November 2008 hat die Schweizer Bevölkerung, auch das Freiburger Stimmvolk, 
der Teilrevision des Betäubungsmittelgesetzes mit deutlicher Mehrheit zugestimmt. Mit 
dieser Revision wurde die seit fast 20 Jahren bestehende Viersäulenpolitik (Repression, 
Prävention, Therapie und Schadensminderung) gesetzlich verankert. 

- Ein Drittel aller Personen, die sich therapeutischen Massnahmen unterzogen haben, 
können mittel- oder langfristig nicht abstinent leben. Infolgedessen wird ihre 
Suchtmittelabhängigkeit zu einem chronischen Leiden, begleitet von somatischen oder 
psychischen Krankheitssymptomen sowie sozialen Risiken. 

- Eine Umfrage bei den Vormundschaftsbehörden und Sozialdiensten der Stadt Freiburg 
und Umgebung hat ergeben, dass in diesem Kantonsteil rund 30 Personen aufgrund ihrer 
chronischen Abhängigkeit unter sozialen und medizinischen Problemen leiden. Dies 
verursacht hohe gesellschaftliche Kosten und führt zu grossen Problemen für die Familien 
dieser Personen. 

- Dank der medizinischen Fortschritte werden suchtkranke Menschen immer älter und 
konsumieren dabei weiterhin Drogen. Für einige von ihnen fehlt es an geeigneten 
Betreuungsangeboten.  

- Kriseninterventionen, Spitalaufenthalte, Entzugstherapien und stationäre Aufenthalte 
chronisch Abhängiger verursachen hohe Kosten. 

Aus diesen Gründen ersuchen die Motionäre den Staatsrat, chronisch abhängigen Personen 
die nötigen Hilfen gesetzlich zu garantieren, geeignete Strukturen zu fördern und zu 
unterstützen, um die Massnahmen der Schadensminderung und Überlebenshilfe für diese 
Menschen zu gewährleisten. 








